
Jeder Mensch hat Anspruch auf 
politische Betätigung – auch Migranten!

Migranten, die sich
politisch betätigen oder
die keine Integrations-
kurse besuchen, kann
das Einkommen gekürzt
werden. Sie sollen ge-
gebenenfalls sogar zu
Geldstrafen verdonnert
werden. Für politisch

aktive Migranten, die sich dem System gegenüber
kritisch äußern, bietet der unbefristete Aufenthalts-
status oder die deutsche Staatsbürgerschaft keinen
Schutz. Durch die Androhung von einem ungesi-
cherten Bleiberechtsstatus und der Ausbürgerung
sollen politisch aktive Migranten dazu gebracht
werden, sich nicht mehr politisch zu betätigen. 

Gleiche soziale und politische Rechte für alle! 
Deutsche und  Migranten müssen den Kampf

gegen die rassistischen und diskriminierenden
Ausländer-
gesetze ge-
m e i n s a m
führen. So-
lange wir
s chwe igen
oder unse-
ren Unmut
nicht zeigen,
werden wir
alle mit
immer schwerwiegenderen Gesetzen konfrontiert
werden. Nur gemeinsam können wir das neue Zu-
wanderungsgesetz zum Kippen bringen. Zeigen wir
allen, dass die unterdrückten und entrechteten Mi-
granten nicht alleine sind. 

Wir müssen gemeinsam handeln, gegen das ras-
sistische und diskriminierende Zuwanderungsge-
setz und für unsere sozialen und politischen
Rechte.

Föderation der

ArbeitsimmigrantInnen 

aus der Türkei in Deutschland
AGİF

� Gleiche soziale und 
politische Rechte für alle!

� Familienzusammenführung 
ist ein Grundrecht, es darf 

nicht in Frage gestellt werden !

� Aufhebung aller 
undemokratischen Hindernisse

bei der Einbürgerung!

Das rassistische und 
diskriminierende 

Zuwanderungsgesetz 
muss abgeschafft werden !Mitgliedsvereine von AGIF
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Neoliberale Politik in Europa verschlechtert zu-
nehmend unsere Lebensqualität. Unsere durch
langwierige Kämpfe errungenen sozialen Rechte
werden durch das Europa des Kapitals in Frage ge-
stellt. Wir werden mit Massenentlassungen, immer
neuen undemokratischen Gesetzen und Verord-
nungen für Migranten und der zunehmenden Ent-
rechtung der Arbeiterschaft konfrontiert. Die
Schwachen werden durch die neoliberale Politik in
Europa benachteiligt.

Seit über 50 Jahren kommen Arbeitsmigranten
nach Deutschland. Sie kommen aus po-

litischen und ökonomischen Grün-
den aus allen Teilen der Welt, um

hier ein besseres Leben zu füh-
ren. Aber auch hier werden sie
durch das rassistische und
diskriminierende Auslän-
dergesetz in sozialer und
politischer Hinsicht be-

nachteiligt.
Im Juni wurde
im Bundestag

das neue rassi-
stische und dis-

k r i m i n i e r e n d e
Zuwanderungsge-

setz verabschiedet.
Während 398 Parla-

mentarier mit Ja stimm-
ten, lehnten 170
Parlamentarier das Gesetz
ab, es gab 5 Enthaltun-
gen. Am 6 Juli wurde die-
ses rassistische und

diskriminierende Ge-
setzt auch im Bun-

desrat angenommen. Damit
werden unsere sozialen Rechte
noch stärker angegriffen. Ob-
wohl ein Großteil der Migran-
ten-Stimmen an die SPD geht,
hat sie die Migranten wieder
einmal im Parlament verraten.
Migranten, die jahrzehntelang in den schlechtesten
Jobs, die kein anderer machen wollte, arbeiten muss-
ten, werden für die schlechte Politik der Regierung
zur Rechenschaft gezogen. Dabei dürfen sie nicht
einmal wählen oder gewählt werden. Das neue Zu-
wanderungsgesetz heißt offiziell “Gesetz zur Steue-
rung und Begrenzung der Zuwanderung und zur
Regelung des Aufenthalts und der Integration von
Unionsbürgern und Ausländern“ und beinhaltet weit-
reichende Einschränkungen im Staatsbürgerschafts-
recht, bei der Familienzusammenführung, im
Asylrecht und bei den sozialen Rechten.

Was bringt uns dieses Gesetz?  
Wie wird es sich auf unser Leben auswirken? 

Aufhebung aller undemokratischen 
Hindernisse bei der Einbürgerung!

Nach dem neuen Zuwanderungsgesetz können Mi-
granten zwischen dem 16. und dem 23. Lebensjahr
nicht mehr deutsche Staatsbürger werden, wenn sie
kein ausreichendes Einkommen nachweisen können.
Arbeitslosigkeit ist besonders unter jungen Migranten
sehr hoch, dieses Gesetz bedeutet für sie praktisch,
dass eine Annahme der deutschen Staatsbürgerschaft
nicht mehr möglich ist. Auch wenn sie die deutsche
Staatsbürgerschaft angenommen hätten, würden sie
gegebenenfalls wie deutsche Staatsbürger mit türki-
scher, kurdischer oder arabischer Herkunft behandelt
werden. Bei irgendeinem Problem können sie ausge-

bürgert oder sogar abge-
schoben werden. Die recht-
lichen Unterschiede
zwi schen denjenigen, die als
Deutsche auf die Welt kom-
men, und denjenigen, die
später die deutsche Staats-
bürgerschaft angenommen
haben,  werden mit diesem
Gesetz zementiert.

Familienzusammenführung ist ein Grundrecht,
es darf nicht in Frage gestellt werden!

Mit dem neuen Gesetz werden die Heirat und die
Familienzusammenführung praktisch unmöglich
gemacht. Früher mussten deutsche Staatsbürger
oder politische Flüchtlinge beim Familienzuzug
keinen Arbeitsplatz oder keine geeignete Woh-
nung nachweisen. Dies ist jetzt anders geworden.
Wenn sie keine geeignete Wohnung, kein geregel-
tes Einkommen in einer bestimmten Höhe nach-
weisen, können sie ihre Familie nicht hierher
holen. Selbst wenn genügend Wohnraum und Ein-
kommen vorhanden ist, sind die Bedingungen für
den Familienzuzug nicht erfüllt. Denn ab sofort
muss der zuziehende Ehepartner ausreichende
Deutschkenntnisse vorweisen. Was ausreichend ist
oder nicht obliegt der Willkür der Behörden. Wir
dürfen nicht vergessen, dass dieses Gesetz nur für
Migranten aus ärmeren Ländern gilt. Wenn sie aus
Ländern wie den
USA, Kanada, Neu-
seeland oder Japan
kommen, gibt es
keine Probleme bei
der Familienzusam-
menführung.

Das Zuwanderungsgesetz muss abgeschafft werden !


